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Nachhaltige Architektur
In unserer Zukunftsserie geht es um
die Gestaltung menschlicher Städte.

hw. BERLIN, 5. Februar. Wer sich in
Kommentarspalten und sozialen Netzwer-
ken umsieht, hat keinen Zweifel: Ehrver-
letzungen grassieren im Internet. Dage-
gen vorzugehen ist kompliziert – denn das
Recht hält nicht Schritt. Zu diesem Ergeb-
nis kommt ein von der Rechtsschutzversi-
cherung Arag finanziertes Forschungspro-
jekts. Die Juristen der Universität Passau
haben deshalb einen Gesetzesvorschlag
ausformuliert, der soziale Netzwerke wie
Facebook zwar in die Pflicht nehmen soll
– ohne dabei jedoch die Meinungsfreiheit
zu gefährden.

Dafür schlägt der Passauer Internet-
rechtler Dirk Heckmann schärfere Strafen
für „Cybermobbing“ vor: So soll es einen
neuen Tatbestand „schwere Ehrverlet-
zung im Internet“ geben – also Beleidigun-
gen und Verleumdungen, die viele Men-
schen zu Gesicht bekommen und den Be-
troffenen schwerwiegend in der Lebens-
gestaltung beeinträchtigen können. Jedes
fünfte Opfer von Cybermobbing habe
Suizidgedanken, und 14 Prozent ließen
die Attacken aus dem Netz zu Alkohol
oder Tabletten greifen.

Die Versicherung reagiert damit auf ver-
änderte Marktbedingungen. „Noch im
Jahr 2012 war Cyberschutz etwas für
Nerds“, sagt Arag-Sprecher Klaus Heier-
mann. „Heute ist das Thema für alle demo-
graphischen Schichten relevant.“ Er ver-
weist auf Entwicklungen im Ausland, wo
teils das Strafrecht verschärft würde, aber
auch durch Präventionsprogramme an
Schulen Cybermobbing begegnet würde.

Heckmann will die Anbieter in die
Pflicht nehmen: Sie sollen Inhalte sperren
dürfen und auch löschen, sobald ein Ge-
richtsurteil vorliegt. Die Netzwerke sollen
zudem technische Maßnahmen zum Mel-
den rechtswidriger Inhalte bereithalten.
Gemeldete Inhalte sollen Anbieter kenn-
zeichnen müssen, damit Dritte sie weni-
ger beherzt weiterverbreiten – die Auto-
ren hoffen auf einen „Abschreckungsef-
fekt“. Gemeldete Inhalte soll die Platt-
form, anders als das „NetzDG“, nicht lö-
schen, sondern zwecks Beweissicherung
dokumentieren.

Außerdem sollen die Plattformen Aus-
kunft über ihre Nutzer erteilen, wenn es
zu einer Verletzung kommt. Eine ähnliche
Regelung existiert bereits im Urheber-

rechtsgesetz. Wenn jemand also als Mitt-
ler einer Rechtsverletzung auftritt, haftet
er zwar eingeschränkt – so sieht es das Ge-
setz für Internetanbieter vor. Aber er muss
auf richterliche Anordnung Namen, An-
schrift mitteilen – soweit er diese kennt –
sowie Tag und Uhrzeit der Persönlichkeits-
verletzung. Das Mobbing-Opfer soll zu-
dem eine Liste all jener erhalten, die den
Beitrag bereits zu Gesicht bekommen ha-
ben. „Wir wollen mehr als eine Meldung
in einem beliebigen Verfahren“, erläutert
Heckmann, „wir wollen eine Dokumenta-
tion einer möglicherweise rechtswidrigen
Äußerung, mit Zeitstempel und Kontext,
um dies auf elektronischem Wege durch
die Justiz weiterverarbeiten zu können“.

Der Entwurf versteht sich ausdrücklich
als Alternative zum seit Jahreswechsel gel-
tenden Netzwerkdurchsetzungsgesetz.
Das von Bundesjustizminister Heiko Maas
(SPD) entworfene Regelwerk sei „nach
Auffassung vieler Experten europarechts-
und verfassungswidrig“, heißt es im Geset-
zestext, und erfasse außerdem nicht Cy-
bermobbing. Das „NetzDG“ wird in der
Fachwelt und bei allen Oppositionspartei-
en scharf kritisiert, da es die Meinungsfrei-
heit einschränke. Union und SPD loben
das Werk hingegen im Entwurf einer neu-
en Koalitionsabrede als „wichtig und rich-
tig“. Die Abgrenzungsfragen seien aber
„meist äußerst komplex“, heißt es in Heck-
manns Entwurf. Schon wegen der schie-
ren Masse der Beschwerden sei das Risiko
des „Overblocking“, also des übermäßi-
gen Löschens, unvermeidbar. Das sei aber
„eine erhebliche Einschränkung der Mei-
nungsfreiheit“, heißt es zur Begründung.
Im Zweifel würden die Anbieter auch lega-
le Inhalte löschen.

Heckmann weiß, dass mehr Strafrecht
zu mehr Verfahren führt. „Ich hoffe, dass
die Gerichte mehr belastet werden“, sagt
der Jurist. Das kostet natürlich – „die Maß-
nahmen müssen durch eine bessere Finan-
zierung der Justiz ergänzt werden“, sagt
Heckmann. Es könne aber nicht sein, dass
man „de facto nicht verfolgen kann“. Man-
che Dinge brauchten eben etwas Zeit. Bis
die Schwerpunkt-Staatsanwaltschaften für
Cyberkriminalität errichtet worden seien,
habe es schließlich auch gedauert. Ein dif-
ferenziertes Verfahren sei auch eine gute
Werbung für den Rechtsstandort Deutsch-
land, meint Heckmann.

ANZEIGE

BERLIN, 5. Februar (Reuters). Union
und SPD wollen den Anspruch aller Bür-
ger auf einen Breitband-Anschluss ab
2025 festschreiben. „Dazu werden wir ei-
nen rechtlich abgesicherten Anspruch
zum 1. Januar 2025 schaffen und diesen
bis zur Mitte der Legislaturperiode ausge-
stalten“, heißt es in einem Teilentwurf
des Koalitionsvertrags zu dem sogenann-
ten Universaldienst-Anspruch, den Reu-
ters am Montag einsehen konnte. Dies
dürfte gravierende Auswirkungen auf die
Netzanbieter haben. CDU, CSU und SPD
wollen damit den flächendeckenden Zu-
gang zum schnellen Internet für alle er-
zielen. Bisher gibt es große Lücken beim
Angebot etwa in ländlichen Gebieten.
Dort sind die Anschlusskosten für die
Netzbetreiber wie die Deutsche Telekom
am höchsten und dadurch wenig lukrativ.
Der IT-Branchenverband Bitkom hat
schon gegen die Pläne protestiert. „Mit ei-
nem Universaldienst würde die Regie-
rung ihr selbstgestecktes Ziel, bis 2025
Gigabit in die Fläche zu bringen, kon-
terkarieren“, warnte Bitkom-Hauptge-
schäftsführer Bernhard Rohleder. Einer-
seits solle der Breitbandausbau mit Milli-
ardenbeträgen gefördert werden, ander-
seits würde man mit einem Universal-
dienst voll auf die Bremse steigen. Eine
solche Verpflichtung würde den Netzaus-
bau nicht beschleunigen, sondern stark
verlangsamen. In Union und SPD argu-
mentiert man dagegen, die Verpflichtung
ab 2025 werde ein Anreiz sein, keine Lü-
cken in der flächendeckenden Versor-
gung zu hinterlassen.

BERLIN, 5. Februar. Estland ist für inter-
netaffine Menschen ein Sehnsuchtsort.
Er wird oft als Vergleich herangezogen,
ähnlich wie etwa Israel, wann immer
eine Internetseite mal wieder im Schne-
ckentempo lädt oder sonst ein Indiz stot-
ternder Digitalisierung auftritt. Vom
EU-Gipfel in Tallinn heimkehrende Bun-
despolitiker warfen sich im vergangenen
Jahr geradezu öffentlich in den Staub, an-
gesichts der baltischen Modernität.
Spricht man mit estnischen Frontläufern
der Digitalisierung, ahnt man, was dort
vorhanden ist – und was bei uns fehlt.

Der vielleicht wichtigste Faktor ist
nach Ansicht mehrerer estnischer Unter-
nehmer die umfassende digitale Regis-
trierung aller Menschen: Sie verleiht al-
len Esten – es sind nur 1,3 Millionen –
eine Online-Identität. Schon bei der Ge-
burt wird den Babys ihre digitale Identi-
tät verliehen. Mit ihr können die Bewoh-
ner Tallinns den öffentlichen Nahver-
kehr gratis nutzen, sagte kürzlich Mart
Laanemäe in Berlin. „Jeder muss sich
identifizieren – offline haben Sie mehr
Möglichkeiten, sich zu verstecken“, sagte
der estnische Botschafter. Inzwischen
können sich auch ausländische Unterneh-
mer eine estnische Identität besorgen.

Das Digitale wird nicht als Alternative
verstanden, sondern als Norm, sagt Kris-
tiina Omri von der estnischen Botschaft.
Alternativ sei vielmehr das Analoge,
etwa, dass man die Steuererklärung
durchaus noch auf Papier machen könne
– das nutzten aber nur 5 Prozent der Steu-
erzahler, sagt sie. 90 Prozent aller Dienst-
leistungen seien elektronisch abzuwi-
ckeln. Zu den Ausnahmen gehörten Hei-
rat und Scheidung sowie der Verkauf von
Immobilien – da müsse ein Dritter anwe-
send sein. Die digitale Unterschrift habe
dieselbe Wirkung wie die physische.

Die Daten werden dezentralisiert ver-
waltet, auf der „X-Road“. So sollen die
verschiedenen Dienste miteinander Da-
ten tauschen können. Estland spart da-
mit angeblich jährlich 800 Jahre Arbeits-
zeit oder 2 Prozent des BIP, sagt Omri.
Das System wird inzwischen in Finnland,
Aserbaidschan, Namibia und den Faröer
Inseln verwendet. Gesundheitsdaten
verwalten die Esten mit der auch für
Kryptowährungen wie Bitcoin verwen-
deten Blockchain-Technologie. Daten-
schutzrechtliche Probleme sieht Omri
darin nicht: „Die Bürger können Daten
über ihre Gesundheit sperren und sind
deren Eigentümer“, sagt die Estländerin.
Jeder könne stets nachschauen, wer Zu-
griff auf die Daten hat. Zum Vergleich:
Diese Art des Datenschutzes durch Trans-
parenz ist Deutschland eher fremd. Hier

können Mitarbeiter in manchen Ermitt-
lungsbehörden – ohne Spuren zu hinter-
lassen – Namen von Freunden oder Flirts
in Datenbanken eingeben.

Um die Datensicherheit zu gewährleis-
ten, pflege man einen intensiven Aus-
tausch mit der Technik-Gemeinschaft,
sagt Omri. Auch die Anonymität im Netz
sei nicht gefährdet. Tatsächlich bekommt
Estland auf dem Freiheitsindex für das In-
ternet (Freedom on the Net) 6 Punkte
und gilt damit als „frei“. Zum Vergleich:
Deutschland bekommt 20 Punkte, Staa-
ten wie Russland und die Türkei erhalten
66, Spitzenreiter China kommt auf 87.

„Wir haben eine digitale Gesellschaft
errichtet, und das können Sie auch“,
wirbt das Land auf e-estonia.com. Kön-
nen wir? Eine umfassende staatliche Re-
gistrierung würde den Menschen in
Deutschland wohl die Haare zu Berge ste-
hen lassen. „Die Datenschutzbeauftrag-
ten würden sicher heftig protestieren –
aus gutem Grund, weil sie die Ansicht
vertreten, dass jede Datenverarbeitung
ein Risiko für das allgemeine Persönlich-
keitsrecht darstellt“, sagt Hans Peter
Bull. Er war der erste Datenschutzbeauf-
tragte Deutschlands und ist bekannt als
eher technologieaffiner Vertreter seiner
Zunft. „Ich sehe in der Tat die Risiken
nicht so gewaltig an, solange nicht über
mich verfügt wird.“ Auswüchse gebe es
auch in Estland: „Es ist dort üblich gewor-
den, elektronische Klassenbücher zu füh-
ren. „Die Eltern loggen sich einmal im
Tag ein, um sich in der Schule über alles
auf dem Laufenden zu halten“, sagt Bull.

Schutz von Daten sei sinnvoll etwa im Be-
reich der Kreditwirtschaft – anhand von
Daten können Banken schließlich ent-
scheiden, wem sie Kredit gewähren und
wem nicht. Insgesamt bleibt Bull pessi-
mistisch: „Das Datenschutzrecht schafft
keine neuen Möglichkeiten, sondern er-
schwert und bürokratisiert sie“, sagt er.

Ein gewisser Perfektionismus tritt
wohl hinzu. Das zeigt das Beispiel des
„Smart Meter“, – also der intelligenten
Stromzähler. Diese seien in Deutschland
nicht verbreitet, weil keine gemeinsamen
Standards gefunden wurden, kritisiert
Harri Mikk aus dem Unternehmen Spot-
ty Smart Energy Partner. „Das Niveau
der IT-Sicherheit ist so hoch, dass es mili-
tärisches Niveau erreicht“, sagt er. Es
werde zu lang im Voraus gedacht, bis ins
Jahr 2030. Dabei gehe es nicht um den
Größenunterschied zwischen den beiden
Ländern, stellt Mikk klar. Deutschland
habe immerhin „viel mehr Ressourcen
und Knowhow“. Der durchschnittliche
Haushalt könnte etwa 600 Euro im Jahr
sparen, wenn er durch eine stündliche
Analyse den Stromverbrauch an die
schwankenden Marktpreise anpassen
könnte. Industrieanlagen, Mikk nennt
eine Ölfassheizung im Hafen, könnten
Hunderttausende Euro im Jahr sparen.

In Deutschland warnen Datenschützer
unterdessen, die Stromkonzerne könn-
ten herausbekommen, wann bei wem der
Rasierapparat läuft. Seit den achtziger
Jahren ist Deutschland Vorreiter in die-
sen Dingen. Eine Volkszählung trieb
Menschen damals auf die Straße und en-

dete mit dem berühmten Volkszählungs-
urteil des Bundesverfassungsgericht aus
dem Jahr 1983. „Der Volkszählungsboy-
kott war aberwitzig“, sagt Bull, „eine irra-
tionale Angelegenheit, ein Stellvertreter-
krieg.“ Die Volkszählung sollte dem
Staat helfen, Ressourcen einzusetzen –
etwa beim Bau von Wohnungen und Kin-
dergärten. „Die Kritik kam von Intellek-
tuellen, Literaten, Theaterleuten.“ Sie
richtete sich gegen einen Staat, der sich
durch den Radikalenerlass, Überwa-
chungsmaßnahmen und einen geheim-
dienstlich vorgetäuschten Terroran-
schlag verdächtig gemacht hatte. „Da
war so eine allgemeine Stimmung ent-
standen, die auf andere übergeschwappt
ist“, sagt Bull. Der italienische Botschaf-
ter Luigi Vittorio Ferraris schrieb in ei-
nem Büchlein aus dem Jahr 1988 sogar
von „Hysterie“.

Doch in diesen Wochen zeigt sich eine
Scherbewegung im Datenschutz. Einer-
seits wird es streng: Ab Mai drohen EU-
weit hohe Geldbußen – bis zu 4 Prozent
des Konzernumsatzes. Der Europaab-
geordnete und Datenschutzpolitiker Jan
Philipp Albrecht bläst bereits zum Halali
auf die überwiegend unvorbereiteten Un-
ternehmen: „Keine Gnade“ werde es ge-
ben. Andererseits wird Datenschutz häu-
figer kritisch betrachtet. Albrechts grüne
Parteikollegin Manuela Rottmann aus
dem Bundestag räumte ein, die Regelung
werde wohl kleine Handwerksbetriebe
deutlich härter treffen als das eigentliche
Ziel, also Google, Amazon und Facebook
– denn die großen haben schlagkräftige

Rechtsabteilungen, die kleinen nicht.
Und Ur-Datenschützer Bull hält den
Mehrwert an Grundrechtsschutz für
„fraglich“.

Inzwischen werden datenschutzkriti-
sche Töne sogar an den Parteispitzen
laut. Datenschutz sei wichtig, aber für In-
novation und Digitalisierung brauche es
einen „Kompromiss zwischen Privatsphä-
re und Regulierung“, warnte kürzlich der
geschäftsführende Bundesaußenminister
Sigmar Gabriel (SPD). Von der Bundes-
kanzlerin war Ähnliches schon länger zu
hören. Doch die Angst vor der vermeintli-
chen Datenhysterie sitzt tief, das musste
auch ein renommierter Arbeitsrechtler
feststellen. Er hatte vor einiger Zeit mit
einem mutigen Unternehmen Online-Be-
triebsratswahlen abgehalten – obwohl
manch ein Jurist die Stirn kraus gezogen
hatte. Als er dann das erfolgreich geteste-
te Modell im Berliner Regierungsviertel
vorstellte, um einen rechtspolitischen An-
stoß zu geben, war das Interesse durch-
aus groß, doch machen wollte man
nichts. „Volkszählungsurteil“, lautete die
achselzuckende Antwort eines Mitarbei-
ters im Ministerium. Soll heißen: Furcht
vor dem öffentlichen Aufschrei der Da-
tenschützer.

Dass ein dreißig Jahre alter Protest
noch heute den Fortschritt lähmt, zeigt
die psychologische Seite der Digitalisie-
rung. Das gilt auch für das Verhältnis zu
IT im Allgemeinen, meint Margus Sim-
son von der Lumninor Bank. Er spricht
von einer „Demystifizierung“ der Compu-
tertechnologie. „Es ist ein normaler Teil
unseres Lebens – wir denken nicht ein-
mal darüber nach, dass es einen anderen
Weg geben könnte.“ In Deutschland feh-
le oft ein guter Draht zwischen Mana-
gern und IT-Leuten – auch in der Vor-
standsetage. Estlands Botschafter Laane-
mäe überträgt den Gedanken auf das Po-
litische. Die Forderung nach einem Digi-
talminister hält er für falsch: „Sie können
IT nicht einfach delegieren“, sagte er.
Soll wohl heißen: Damit muss sich jeder
Politiker selbst auseinandersetzen. Doch
es zeichnet sich das Gegenteil ab: Volker
Kauder (CDU) forderte kürzlich einen
„Digitalrat“ ein, weil die Digitalisierung
schließlich ein „Megathema“ sei.

Die Mischung aus Delegieren und
Ignorieren frustriert die Fachwelt: Als in
Leipzig kürzlich der Chaos Computer
Club (CCC) tagte, gaben sich die Infor-
matiker verschnupft. Als „beratungsresis-
tent“ beschrieb die CCC-Sprecherin Con-
stanze Kurz die Politik. Auch internetaffi-
ne Fachpolitiker machen im Zwiege-
spräch keinen Hehl daraus, dass sie gern
mehr Gehör hätten. Die jeweiligen Grup-
pierungen im Umfeld der großen Partei-
en – Cnetz für die Union, D64 für die
SPD – hatten etwa das kürzlich in Kraft
getretene „NetzDG“ gegen Hass auf So-
zialen Netzwerken scharf kritisiert. Be-
schlossen wurde es dennoch. Auch nun,
nachdem zum Jahreswechsel die von
Fachleuten prognostizierten Nebenwir-
kungen der Regelung eintraten, ändert
sich nichts. Ein Teilnehmer berichtet:
Die Kritik der Fachwelt habe in den Ko-
alitionsverhandlungen praktisch keine
Rolle gespielt.

BUENOS AIRES, 5. Februar. Venezuelas
Regierung wirkt in diesen Tagen wie ein
Zirkusartist, der ein halbes Dutzend Bälle
in der Luft haltend versucht über ein Seil
zu balancieren. Während die von der Re-
gierung kontrollierte Verfassungsgeben-
de Versammlung vorgezogene Präsiden-
tenwahlen zu fragwürdigen Bedingungen
ansetzt und den größten Teil der Oppositi-
on faktisch davon ausschließt, verhan-
deln Emissäre von Staatspräsident Nico-
lás Maduro in der Dominikanischen Repu-
blik mit Vertretern derselben Opposition
noch über die Modalitäten und den mögli-
chen Termin solcher Wahlen. Am 20. Fe-
bruar will die Regierung ihre Kryptowäh-
rung Petro lancieren, mit der sie die Fi-
nanzsanktionen der Vereinigten Staaten
umgehen will. Doch Fachleute bezwei-
feln, dass die staatliche Digitalwährung
viel Akzeptanz finden wird. Gleichzeitig
lanciert die Zentralbank ein neues Sys-
tem für den Devisenhandel, das private
Devisenreserven mobilisieren soll, um
den Import von dringend benötigten Kon-
sumgütern und Vorprodukten für die In-
dustrie wieder anzukurbeln. Zum Jahres-
beginn wurden die Preise für Grundnah-
rungsmittel eingefroren und die größten
Supermärkte von der Regierung quasi
zum Sturm freigegeben. Als die Regale
sich leerten und nicht mehr aufgefüllt
wurden, gab die Regierung die Preise wie-
der frei. Nur um wenige Tage später die
Rückführung aller Preise auf den Stand
von Mitte Dezember anzuordnen. Hinter-
grund dieser hektischen Aktivitäten ist
die immer weiter zugespitzte Versorgungs-
krise, die seit Jahresanfang zu einer Welle
von Plünderungen mit zahlreichen Todes-
opfern geführt hat.

Die sozialistischen Lokalkomitees für
Versorgung und Produktion, CLAP, die in-
zwischen fast die Hälfte der Bevölkerung
mit dem Nötigsten versorgen und so die
Gefolgschaft der Regierung bei der Stan-
ge halten sollen, kommen mit der Auslie-
ferung von subventionierten Lebensmit-
telrationen nicht mehr nach. Am Schwarz-
markt sind Lebensmittel für viele Venezo-
laner nicht mehr erschwinglich. Nur wer
über Devisen verfügt, kann sich dort mit
dem Notwendigsten eindecken. Seit fünf

Monaten hat die Zentralbank keine Devi-
sen mehr für die Privatwirtschaft bereit-
gestellt. Den staatlichen Vorzugswechsel-
kurs von 10 Bolívares je Dollar für die Ein-
fuhr von Nahrungsmitteln und Medika-
menten hat die Regierung dieser Tage
stillschweigend abgeschafft. Was ihn er-
setzen soll, ist unklar. Auf dem Parallel-
markt kostet ein Dollar 225 000 Bolíva-
res. Der Mindestlohn reicht zu Schwarz-
marktpreisen für ein Ei am Tag und je ein
Kilo Fleisch und Zucker im Monat.

In den vergangenen Monaten hat Vene-
zuela die Schwelle zur Hyperinflation
überschritten. Offizielle Daten gibt es
nicht. Doch nach Erhebungen des von der
Opposition beherrschten Parlaments ist
die Inflationsrate 2017 auf 2600 Prozent
explodiert. Allein im Monat Dezember
stiegen die Preise um 85 Prozent. Für
2018 sagen Ökonomen bis zu 30 000
Prozent Inflation voraus. Niemand will
Bargeld haben, und dennoch stehen die
Menschen vor Banken verzweifelt dafür
Schlange. Denn Banknoten in ausrei-

chend hoher Nominierung sind knapp.
Wer endlich Bargeld ergattert, gibt es so-
fort aus, bevor es weiter an Wert verliert.
Das Bruttoinlandsprodukt (BIP)
schrumpfte allein 2017 um 14 Prozent,
schätzt der Internationale Währungs-
fonds (IWF). Für 2018 prognostiziert der
IWF einen weiteren Rückgang um 15 Pro-
zent. Das BIP wäre dann nur noch halb so
hoch wie 2013. Die Importe, von denen
die Versorgung mit den meisten Waren
des Grundbedarfs abhängt, sind in vier
Jahren um drei Viertel gefallen.

Laut einem Bericht von Caritas waren
2017 rund 16 Prozent der in Venezuela un-
tersuchten Kinder unterernährt, doppelt
so viele wie ein Jahr zuvor. Gleichzeitig
werden immer mehr junge Frauen unge-
wollt schwanger, weil Verhütungsmittel
fehlen oder unerschwinglich teuer sind.
Auch finanziell gut gestellte Venezolaner
geraten in Not. Der renommierte Politik-
wissenschaftler Felix Sejas bittet auf
seinem Twitter-Account um Medikamen-
te für seinen kranken Vater. „Wir haben

überall gesucht, aber ohne Erfolg.“ Ange-
hörige der schrumpfenden Mittelschicht
müssen ihre Dollarreserven oder Immobi-
lien veräußern, um den Lebensunterhalt
bestreiten zu können.

Die Erdölproduktion, die 95 Prozent al-
ler Deviseneinnahmen Venezuelas ein-
bringt, fiel 2017 auf den niedrigsten
Stand seit dreißig Jahren. Im Dezember
wurden nur noch 1,7 Millionen Fass am
Tag gefördert, kalkuliert der Ölexperte
Francisco Monaldi, die Hälfte der Produk-
tion bei Amtsantritt des 2013 verstorbe-
nen Revolutionsführers Hugo Chávez vor
19 Jahren. Darum nützt Venezuela auch
der jüngste Anstieg der Ölpreise nicht
viel. Beim gegenwärtigen Stand der Pro-
duktion müssten die Preise etwa doppelt
so hoch sein, um wenigstens das schon
sehr beschränkte Importvolumen des Jah-
res 2016 wieder zu ermöglichen, kalku-
liert die Beratungsfirma Ecoanalítica.

Seit mindestens zehn Jahren wird aus
Venezuela immer wieder berichtet, die
Wirtschaft stehe „kurz vor dem Kollaps“.
Ist es nun wirklich so weit? „Ein Land
kommt nie ganz unten an“, sagt der Öko-
nom Asdrubal Oliveros. „Es kann immer
noch schlimmer werden.“ Trotz der deso-
laten Lage könne Maduro sich mit zwei
Instrumenten noch länger an der Macht
halten: zum einen mit Repression, zum
anderen mit subventionierten Warenzu-
teilungen an die notleidende Bevölke-
rung. Über die sogenannte „Vaterlands-
karte“ (Carnet de la Patria), eine Art elek-
tronischer Bezugsschein, macht Maduro
immer mehr Venezolaner von den Zuwen-
dungen der Regierung abhängig. Selbst
die Hyperinflation könne Maduro mögli-
cherweise länger aushalten, als viele Re-
gimegegner vermuten, warnt Oliveros.
Zwar wurden die meisten Hyperinflatio-
nen Lateinamerikas im vergangenen Jahr-
hundert innerhalb von wenigen Monaten
gestoppt, oft verbunden mit einem Regie-
rungswechsel. Doch im Nicaragua der
Sandinisten etwa habe sich die Hyperin-
flation 1986 bis 1991 über Jahre hingezo-
gen, erinnert Oliveros. Und die histori-
schen Hyperinflationen in Russland und
Ungarn seien von den kommunistischen
Machthabern gestoppt worden, ohne
dass es zu einem Regimewechsel gekom-
men sei.  CARL MOSES

Treibhausgase absaugen — nur wie?
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